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sdien Faktoren zur Beeinflussung 
der konjunkturellen Entwicklung 
treten  immer stärker in den Vor
dergrund.

Maßhalten ist erforderlich
Trotz aller M aßnahmen und Ap

pelle dürften die Faktoren, die in 
der jetzigen Konjunkturphase auf 
eine Erhöhung des Preisniveaus 
drängen, im ganzen genommen 
stärker sein als die, die auf eine 
Stabilhaltung oder Senkung der 
Preise hinwirken. Dennodi kommt 
den Preissenkungsbestrebungen 
eine große Bedeutung zu, da sie die 
gegenteiligen Tendenzen absdiwä- 
dien und eine sonst nodi fühlbarer 
werdende V ersdilediterung des 
Geldwertes verhindern. Dies wird 
wiederum auf die Kräfte, die Lohn
erhöhungen fordern, dämpfend wir
ken; zumindest wird unter sol- 
dien Umständen das Ausmaß der 
geforderten Lohnheraufsetzungen 
geringer sein als in dem Fall, in 
dem nur Preisauftriebstendenzen 
wirksam wären.

Die bisherigen Überlegungen 
führen zu dem Ergebnis, daß Unter
nehm er und A rbeiter Zusammen
wirken und gemeinsam eine Preis- 
und Lohnpolitik betreiben müssen, 
die eine m öglidist stabile Wirt
sdiaft bei hoher Besdiäftigung 
zum Ziele hat. Sollte hierbei die 
Gefahr einer anhaltenden Preis
steigerung n id it gebannt werden 
können, würde als letzte Waffe 
nur der stärkere Einsatz der Mittel 
der Notenbank verbleiben. (Gl.)

Geisterspuk
W enn wir die letzten fünfzig Jah re der Gesdiidite überblidcen, so muß 

man gutwillig zugeben, daß die „Geister“ überfordert w orden sind. 
W ir haben aus jedem  historisdien Ereignis von einigermaßen Bedeutung 
einen „Geist" gesdiaffen. Erinnern wir uns nur an den „Geist von 1914", 
an den „Geist von Locarno", an den „Geist von M ündien“ — sidier hat 
es audi einen „Geist vom Büdceberg“ gegeben —, an den „Geist von Pots
dam “, an den „Geist von Straßburg“, um sdiließlidi — wenigstens vor
läufig — beim „Geist von Genf" zu landen. Die Zitierung dieser „Geister" 
wird temperamentvoll je  nadi dem ideologisdien W unsditraum  mit For
derungen wie „er möge lebendig bleiben!", „er möge n id it to t sein!“, „er 
möge nie w iederkehren!“ verbunden. So werden diese „Geister“ zu Inkar
nationen politisdier Träume, die nur allzu leid it die klare Sidit durdi 
einen Schleier trüben; Hoffnungen erwecken, Leidensdiaften sdiüren und 
Enttäusdiungen gebären. W ir sollten diesen Geisterspuk bannen!

Die politisdien Erwägungen sind meist sehr real, und die politisdien 
W ege sind immer nüditern. Die „Geister“ können nur dazu dienen, diesen 
brutalen Realismus zu verbrämen. Idi glaube nidit, daß der viel zitierte 
„Geist von Genf“ sich in seiner Substanz oder seiner A ura in den letzten 
W odien irgendwie verändert hat. Im gegenwärtigen Status könnte die 
von uns so brennend erstrebte W iedervereinigung für den Osten sehr 
wohl als ein politischer V erlust und für den W esten als ein politisdier 
Gewinn interpretiert werden. Und nadi der M äditeverteilung glauben die 
Sowjets keine Veranlassung zu haben, einen Verlust in Kauf zu nehmen. 
Nur das sdieint entsdieidend. Sittlidie und menschlidie Erwägungen, die 
für uns bei dieser Forderung aussdilaggebend sind, treten  vor dieser welt- 
politisdien A lternative zurück. Es gälte die Formel zu finden, V erlust und 
Gewinn auszugleidien. Das europäische Sidierheitssystem  scheint dafür 
nicht auszureidien. Aber die Kompensation muß ja  nicht in Europa liegen.

Es ist von den w estlidien V ertretern die Frage aufgeworfen worden, 
ob die bisherige Verhandlungsführung der Sowjets den Schluß zulasse, 
daß sie der W iedervereinigung überhaupt nur unter e i n e r  Bedingung, 
nämlich der Bolschewisierung ganz Deutschlands, zustimmen würden. Es 
ist für uns gefährlich, diese Formel als Genfer Sdilußergebnis zu prokla
mieren. Die Sowjets haben diese rhetorische Frage nicht beantw ortet. 
Diese Nichtbeantwortung als stilles Eingeständnis auszulegen, dürfte 
w eder dem politischen Realismus der Sowjets noch ihrer dialektischen 
Interpretation der historischen Situation geredit werden. Selbst wenn die 
Sowjets auch heute nocii ideologisch von der Zwangsläufigkeit der kom
munistischen W eltherrschaft überzeugt sind, so wissen sie sehr wohl, daß 
eine Ausweitung des kommunistischen Systems nach W esteuropa jeder 
politischen Realität widerspricht. (sk)

Dr. George Ahrahamson, London:

Krise der britischen Konjunkturpolitik

D as Herbstbudget des britischen Schatzkanzlers hat 
eine schlechte Presse gehabt. In der Öffentlich

keit hat die Ankündigung erhöhter Steuern und redu
zierter M ietzusdiüsse begreiflicherweise wenig Freude 
erweckt, und im Parlament wurde die W irtschafts
politik der konservativen Regierung ungewöhnlich 
sciiarfer Kritik unterzogen. Es fehlt audi nicht an Stim
men, die die jüngsten Sdiwierigkeiten als W iederkehr 
der von 1947 bis 1951 regelmäßig alle zwei Jah re er
lebten „W ährungskrisen“ deuten. Die parteipolitischen 
Differenzen dürfen aber nicht darüber hinwegtäusdien, 
daß noch immer ein weites Maß von Übereinstimmung 
über Ziel und M ethodik der britischen Konjunktur
politik besteht. Ihr Ziel ist die höchste bei voller Be
schäftigung aller verfügbaren Arbeitskräfte erreich
bare Erzeugung, und wenn der bewußte Verzicht auf 
Produktions- und Arbeitsreserven (zur Zeit gibt es 
zwei unbesetzte Arbeitsplätze für jeden registrierten 
Arbeitslosen) ein hohes Maß von Flexibilität in der

W irtschaftsführung bedingt, so zieht man die daraus 
folgenden Risiken der — in Schatzkanzler Butlers W or
ten — defaitistisciien, restriktionistischen und deflatio
nistischen Auffassung vor, daß ein gewisser Spielraum 
zu allen Zeiten wünschenswert sei. Daß Vollbeschäfti
gung ein gewisses Maß von inflationärem Überdruck 
mit sich bringt, wird als unvermeidlich akzeptiert, ja  
sogar als Mittel zur Überführung von Arbeitskräften 
in wichtigere Wirtschaftszweige genutzt.

Niedrige Valuta-Reserven
Es ist diarakteristiscii für die Besonderheit der briti
sdien Wirtschaft, daß sich die N otwendigkeit von Kor
rekturen zuerst in Schwankungen der Gold- und Dollar
reserven anzeigt. Seitdem Großbritannien im Laufe 
des Krieges von einem Gläubiger- zu einem Schuldner
land geworden ist, sind diese Reserven völlig unzu
länglich. Sie dienen bekanntlidi als Valutafonds für 
den gesamten Sterlingraum. Kapitalbewegungen und
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Transaktionen mit anderen Regierungen, vor allem 
mit den USA, haben die Goldreserven im ganzen viel 
stärker beeinflußt als der normale Handelsverkehr, 
und spekulative Einflüsse konnten durdi die nodi 
immer red it straffe W ährungskontrolle nie ganz aus- 
gesdilossen werden. Seit der Abwertung von 1949 hat 
sidi der aus Kapitalbewegungen, Staatstransaktionen, 
Exportübersdiüssen überseeisdier Sterlingländer und 
anderen äußeren Faktoren ergebende positive Beitrag 
zu den W ährungsreserven mit einer Unterbrediung im 
Jahre 1952 stetig verringert.
Das ist angesidits des absolut niedrigen Standes der 
Reserven um so bedenklidier, als jeder bedeutendere 
Goldverlust sdiw er kontrollierbare spekulative Bewe
gungen auslöst. Unter den obwaltenden Uniständen 
muß deshalb jeder größere, wenn audi nur kurzfristige 
Goldabfluß verm ieden werden. Darüber hinaus strebt 
die britisdie W irtsdiaftspolitik auf einen ständigen 
kleinen Zahlungsbilanzübersdiuß hin; denn wenn die 
Goldbewegungen audi verglidien mit den gewaltigen 
Außenhandelsumsätzen des Sterlingraums meist mini
mal sind, so kann, wie die Erfahrung lehrt, die im 
eigenen Lande unbezweifelte Stärke der britisdien 
W ährung dem Ausland gegenüber nur durdi Vermei
dung von Goldverlusten dem onstriert werden. Die 
jüngsten Zahlen spiegeln eine w esentlidie Verbesse
rung der Sterlingbilanz wider, aber der Zwang, bei 
allen w irtsdiaftlidien Entsdieidungen ihren wahr- 
sdieinlidien, wenn audi v ielleidit nur kurzfristigen 
Eindrude auf dem W ährungsm arkt im Auge zu behal
ten, muß natürlid i die Bewegungsfreiheit der leiten
den W irtsdiaftsstellen em stlid i beengen.

Politische Verflechtungen
Ein n id it weniger sdiw eres Hemmnis für wirkungs
volle konjunkturelle Eingriffe ergibt sidi aus ihren 
politisdien Verfleditungen. Es w ar lange allen verant- 
wortlidien Beobaditem  klar, daß das während des 
Krieges und danadi entwidcelte System der Woh- 
nungs- und N ahrungsm ittelsubventionen zu einer auf 
die Dauer untragbaren Verfälsdiung der Preis- und 
Kostenrelationen führte. Aber ihr Abbau w ar unpopu
lär und erforderte großen politisdien Mut. H eute mag 
es sdieinen, daß diese politisdien N aditeile einer Rüde
kehr zu gesunden ökonomisdien Grundsätzen vielfadi 
übersdiätzt worden sind und daß der allmählidie Ab
bau der Subventionen, der je tzt durdi Revision der 
öffentlidien M ietzulagen für das kommunale W oh
nungswesen und der M ietgesetze ein weiteres Stüde 
vorwärts gebradit werden soll, früher und sdineller 
hätte erfolgen können. Der Rüdcsiditnahme auf eine 
unpopulären w irtsdiaftlidien Erkenntnissen nur lang
sam folgende öffentlidie Meinung ist es audi großen
teils zuzusdireiben, wenn gewisse dironisdie Be- 
sdiwerden der britisdien W irtsdiaft (wie die unzu- 
reidiende Spartätigkeit, die unzulänglidie Kohlegewin
nung, die periodisdien Ausstände der Hafenarbeiter 
und die übermäßige Tendenz zur Dedcung von Zu
kunftsbedarf und Luxusansprüdien durdi Teilzahlung) 
nur zögernd angepadct werden. Die als notwendig 
empfundene psydiologisdie Vorbereitung der Bevöl
kerung auf kommende mehr oder weniger drastisdie 
Maßnahmen hat mitunter, und audi wieder in den 
letzten Monaten, zu erheblidiem  Zeitverlust geführt. 
Zweifellos w ürde man dennodi eine entsdiiedenere 
und sdiroffere Konjunkturpolitik befolgen, wenn dies 
notwendig wäre. Aber dem jetzigen Sdiatzkanzler ist 
es widitiger, ein günstiges Klima für die Entwidilung 
von Initiative und gesunder W irtsdiaftsführung im

privaten und im öffentlidien Sektor zu sdiaffen als 
bestimmte Entsdieidungen durdi physisdie Kontrolle 
und direkten Regierungseingriff zu erzwingen.

Konsum und Investitionen
Die Entwidelungstendenzen sdieinen ihm auf lange 
Sidit Redit zu geben. Das W adistum  der Erzeugung 
hat sidi nad i einer Unterbrediung im Jahre 1952 in 
einem angesidits der vollen Auslastung aller Produk
tionskapazitäten befriedigenden Tempo fortgesetzt. 
Der V erbraudi nahm indessen langsam er zu, so daß 
ein größerer Teil der Erzeugung für Investitionen zur 
Verfügung stand. A udi die Ausweitung des Ausfuhr
volumens w ar bis vor kurzem absolut n id it unbefrie
digend, hätte aber größer sein können, wenn Absatz- 
sdiw ierigkeiten auf dem heimisdien M arkt die briti
sdie Industrie zur Intensivierung ihres Auslandsge- 
sdiäfts gezwungen hätten. Die starke Zunahme des 
Einfuhrvolumens dagegen stellte eine Belastung der 
Handelsbilanz dar, obwohl sie im großen und ganzen 
mit der Steigerung der heimisdien Investitionstätig
keit parallel lief. Der bestimmende Faktor w ar zwei
fellos die starke Steigerung des Investitionsvolumens. 
W enn die Investitionstätigkeit in den letzten Jahren 
überhöht war, so trifft die private Industrie keine 
Sdiuld, wie audi der private V erbraudier bis vor kur
zem n id it in erster Linie für die Konsumausweitung 
verantw ortlidi war. Die laufenden Ausgaben der 
öffentlidien Hand erhöhten sidi bis 1952 viel sdineller 
als der private V erbraudi (zum großen Teil als Ergeb
nis der wadisenden Leistungen für Erziehung, Gesund
heitsdienst und W ohlfahrt), treten allerdings seitdem 
wieder mehr in den Hintergrund. Die Kapitalausgaben 
der öffentlidien Hand sind dagegen bis in die jüngste 
Zeit viel sdineller gewadisen als die des privaten Sek
tors der britisdien W irtsdiaft.
Die rasdi ansteigenden Ausgaben für den W ohnungs
bau und für soziale Zwedie w ären vom volkswirt- 
sdiaftlidien Standpunkt weniger bedenklidi, wenn sie 
durdi erhöhte private Spartätigkeit gededit, also durdi 
Konsumeinsparungen auf anderen Gebieten ausge- 
glidien würden. Bis zu einem gewissen Grad w ar dies 
ta tsäd ilid i der Fall. Privatpersonen haben in den letz
ten Jahren, in sdiarfem Gegensatz zu der vorangegan
genen Periode, in der die private Spartätigkeit völlig 
ausfiel, einen red it bedeutenden Beitrag zur Kapital
bildung geleistet. Ermöglidit wurde dieser Beitrag 
durdi Steuersenkungen, er ging aber überwiegend in 
n id it d irekt produktive Investitionen. Er entlastete die 
öffentlidie Hand, deren Kapitalaufwand seit 1952 auf 
einem niedrigeren N iveau verweilt, während die in
dustriellen Investitionen hauptsädilidi aus unausge- 
sdiütteten Gewinnen von Kapitalgesellsdiaften finan
ziert werden. Die sidi aus dieser Entwidclung erge
benden Probleme sind offensiditlidi: W enn produk
tive Investitionen hauptsädilidi aus zurüdcgehaltenen 
Gewinnen finanziert werden müssen, kann es jungen 
Industriezweigen n id it le id it fallen, ihren sdinell 
wadisenden Kapitalbedarf zu dedeen. W enn anderer
seits Privatkapital hauptsädilidi für unproduktive 
Zwedce investiert wird, kann die Produktionswirt- 
sdiaft auf die Dauer n id it den Bedarf an Investitions
gütern dedcen, was zu überhöhten Preisen und Impor
ten soldier W aren führt.
Tatsädilidi war es sdion Anfang dieses Jahres klar, 
daß die Überlastung der britisdien W irtsdiaft durdi 
Investitionen für Konsumzwedce, vor allem den kom
munalen W ohnungsbau, und durdi Kreditkäufe von 
Haushaltswaren gefährlidie Ausmaße annahm. Der
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Diskontsatz der Bank von England wurde deshalb im 
Januar um Vä^/o und im Februar um 1 "/o (aut 4Vä"/o), 
der Zinssatz für Regierungskredite an öffentliche Stel
len um bis zu VsVo erhöht. Gleichzeitig wurden die 
im Ju li 1954 verfügten Beschränkungen des Teilzah
lungsgeschäfts versdiärft. Angesidits der darauf zu 
erw artenden Mäßigung des langfristigen Konsums 
hielt sid i der Sdiatzkanzler im April für berechtigt, 
dem Einkommensteuerzahler gewisse Konzessionen zu 
madien. Seine Hoffnung, durch Steuerzugeständnisse 
verbunden mit höheren Zinsen privates Sparen anzu
regen, w urde aber enttäuscht. So sah er sich denn 
schon im Juli un ter dem ’Eindruck des gerade beende
ten Hafen- und Eisenbahnstreiks gezwungen, dem 
Teilzahlungsgeschäft weitere Besdiränkungen aufzu
erlegen und — eine völlig neue Maßnahme — die 
Großbanken zu einem generellen Kreditabbau aufzu
fordern. Das erw ünsdite Resultat einer unmittelbaren 
Entlastung der W irtsdiaft blieb aber auch danadi zu
nächst aus, so daß im Oktober die Kaufsteuer auf 
Kraftwagen, Luxuswaren und dauerhafte Konsum
güter und die D ividendensteuer heraufgesetzt, die 
Post- und Telefongebühren erhöht und die Mietzu- 
sdiüsse gekürzt werden mußten. Die Gelegenheit 
w urde zu einer Reform der Kreditgewährung an kom
munale Behörden benutzt, um diese den Gesetzen des 
freien Kapitalmarkts zu unterwerfen, und gleichzeitig 
erging eine Anweisung an verschiedene öffentliche 
Stellen, Kapitalinvestitionen nach Möglichkeit hinaus- 
zuscfaieben.

Politik kleiner Korrektivmaßnahmen
Keine der in den letzten zehn Monaten ergriffenen 
Korrektivmaßnahmen ist ihrem  Charakter oder Aus
maß nach für sich allein einschneidend. Durch das Zu
sammenwirken versdiiedener Maßnahmen, die sämt- 
lid i dem gleichen Ziel der W irtschaftsentlastung die
nen, hofft man, den Nadifrageüberhang schmerz- und 
risikolos zu beseitigen, wohingegen ein konzentrier
ter Angriff auf e i n e  Front der Volkswirtschaft — 
etwa auf den Kapitalaufwand der öffentlichen Hand 
oder auf gewisse Formen des langfristigen Konsums — 
so intensiv sein müßte, daß er notwendigerweise w irt
schaftliche V erzerrungen nach sich ziehen würde. Es 
fällt auf, daß unter den gewählten Korrektivmaßnah
men ein Eingriff in  das Preis- und Lohngefüge fehlt. 
Die Löhne sind in den letzten drei Jahren stärker ge
stiegen als die Lebenshaltungskosten und haben zwei
fellos zu dem allgem einen Preisauftrieb beigetragenj 
in der Fertigwaren- und der Exportindustrie, die seit 
1951/52 eine flachere Preiskurve aufweisen, dürften 
die Lohnsteigerungen w eitgehend durch gesteigerte 
Produktivität aufgefangen w orden sein. Unter diesen 
Umständen hielt es die Regierung für unnötig, das 
dornige Problem der Preise und Löhne direkt anzu- 
padcenj Maßnahmen gegen Monopol- und Kartellaus
wüchse stehen jedoch in Aussicht.
W enn die Korrektivmaßnahmen bisher nur langsam 
und beschränkt wirksam wurden, so zum großen Teil 
infolge m angelnder Erfahrung in ihrer Anwendung. 
Die sukzessive Erhöhung des Diskontsatzes, die sidi 
durcii das ganze Zinsgefüge fortpflanzen sollte, hatte 
tatsädilich wenig Einfluß auf die Kapitalnadifrage und 
die kurzfristigen Kreditansprüche von Landwirtsdiaft 
und Handel; eine wirklich wirksame, stärkere Erhö
hung des Diskontsatzes mußte aber angesichts der 
starken Auslandsverschuldung wegen ihres ungün
stigen Einflusses auf die Zahlungsbilanz unterbleiben. 
Die Teilzahlungsbeschränkungen erwiesen sidi zu
nächst audi als wenig wirksam, weil dieses äußerst

lukrative Geschäft Kreditmittel aus den verschieden
sten Quellen anzieht und deshalb sdiwer zu kontrol
lieren ist. A udi Erhöhungen der Kaufsteuer haben er
fahrungsgemäß wenig W irkung, wenn die Käufer
schaft bereit ist, die daraus resultierenden höheren 
Preise zu zahlen; die allgemeine Erwartung einer 
Kaufsteuererhöhung hatte sogar vor der Veröffent
lichung des Herbstbudgets eine verstärkte Nachfrage 
nach dauerhaften Konsumgütern zur Folge. Ebenso 
machte sich die von der Regierung angeordnete Ein
schränkung des Bankkredits nur langsam geltend, teil
weise weil die Großbanken wenig Neigung zeigten, 
diesen rentabelsten Zweig ihrer Anlagen abzubauen, 
zum anderen, weil andere Finanzinstitute in die 
Bresche sprangen. Auch die erhöhten Zinssätze für 
Kommunalbehörden erw iesen sich als sdiwaches Ab
schreckungsmittel, solange diese über eine Regierungs
agentur praktisch unbesdiränkte Investitionskredite 
in Anspruch nehm en konnten; erst je tzt ist ihnen 
nahegelegt worden, sich möglichst d irekt an den Kapi
talm arkt zu wenden.
Trotz all dieser Mängel kann aber festgestellt w er
den, daß die gewählten Korrektivmaßnahmen, wenn 
auch langsam, ihren Zweck erfüllen. W enn Tempo 
und Dosierung mitunter fehlerhaft w aren und späterer 
Korrektur bedurften, so erwudis daraus kein dauern
der Schaden. Die tastende Behandlung der wirtschaft
lichen Beschwerden mit kleinen M itteln liegt dem 
Empirizismus des Engländers mehr als eine Krisenbe
kämpfung mit drastischeren und deshalb gefährliche
ren Waffen. Die öffentlidie Meinung stimmt jedenfalls 
mit der Regierung in der Ablehnung physisdier Kon
trollen überein, würde aber gern ein energischeres 
Auftreten gegen Monopole sowohl der Großindustrie

Jetzt Im Dienst der AIR FRANCE

Dieses Rugzeug der Supertaöve bietet

■ k  die größte Reichweite 
• k  die höchste Geschwindigkeit 
• k  die stärkste Motorenkraft 
• k  den luxuriösesten Reisekomfort

AIR FRANCE nämlich ist die Linie für LangstreckenI 
Aber auch auf allen anderen Routen des längsten^ 
Rugstreckennetzes der Welt bürgen wir dafüi^

Bei AIR FRANCE fühlen Sie sich wohl

Vertrauen Sie Ihrem Reisebüro

1955/XI 619



als auch, der Gewerkschaften sehen. Man fühlt allge
mein, daß Gesdiäftsgewinne mehr als bisher zu Preis
senkungen benutzt werden sollten. Direkte Einfluß
nahme auf das Preisgefüge, etwa durch Einfuhrlibera
lisierung, wird aber nicht einmal diskutiert. W as die 
Ausfuhr anbetrifft, so sprechen Industrielle oft von 
der Gefahr einer Beeinträchtigung der britischen W ett
bewerbsfähigkeit durch Lohnerhöhungen. Tatsächlich 
beruht Englands Exportstellung aber nicht vorwiegend 
auf einem Preisvorsprung. Kürzere Lieferfristen und 
stärkere Beachtung ausländischer Geschmacksan

sprüche würden wahrscheinlich der britischen Ausfuhr 
mehr helfen als Preissenkungen; auch eine Ausdeh
nung der Hochkonjunktur in W esteuropa auf die für 
England traditionell wichtigeren Überseemärkte würde 
für die britische Industrie äußerst w ertvoll sein. Bei 
voller Anerkennung der W ichtigkeit besonderer An
strengungen im Export glauben aber Regierung und 
W irtschaftskreise, daß der Schlüssel zur Überwindung 
der periodischen Schwierigkeiten in der Aufrechterhal
tung des Gleichgewichts zwischen Erzeugung, Ver
brauch und Investitionen im eigenen Lande liegt.

Zur Debatte steht: Eínheitsgewerksdiaft und Gewissensfreiheit
D e r  Deutsche Gewerkschaftsbund 
kann mit dem Publizitätserfolg, 
den er bei der Verteidigung seines 
Einheitsanspruches erreid it hat, 
recht zufrieden sein. Mit wenigen 
Ausnahmen hat die breite Öffent
lichkeit aus allen wirtschaftspoli
tischen Lagern das System der Ein
heitsgewerkschaft bejaht. Und es 
wird nach dieser eindeutigen Stel
lungnahme kaum damit zu rechnen 
sein, daß auf längere Zeit ein tiefe
rer Einbruch in die Einheitsfront 
erzielt wird. Dieser Erfolg dürfte 
dem DGB aber auch eine Verpflich
tung auferlegen, die er nicht ver
nachlässigen sollte.

Die Gewerkschaft hat in erster 
Linie einen sozialpolitischen Auf
trag seiner M itglieder auszuführen. 
Um diesen Auftrag in voller Ein
m ütigkeit und mit größtmöglichem 
Erfolg durchsetzen zu können, muß 
sie sich von der unseligen histo
risch bedingten Verflechtung mit 
politischen Ideologien freimachen. 
Gerechterweise muß man trotz ge
legentlicher Rückfälle in m arxisti
sche Klassenkampftheorien aner
kennen, daß in der deutschen Ge
werkschaftsbewegung starke Kräfte 
lebendig sind, die überparteiliche 
und überkonfessionelle Berufung 
durchzusetzen.

Allen ist die Gefahr bewußt, daß 
durch eine ideologische Aufspal
tung der Gewerkschaftsorganisa
tion die im Interesse der Staats
politik angestrebte Entpolitisierung 
des gewerkschaftlichen W irkens 
zunichte gemacht wird und eine 
politische Radikalisierung der ideo
logisch ausgerichteten Einzelgrup
pen neuen Auftrieb erhält. Aber 
nicht nur auf politischem Gebiet 
dürfte eine Radikalisierung zu er
w arten sein. Auch die sozialpoli
tischen Forderungen werden sich 
verschärfen, wenn die Aufspaltung 
in mehrere Gruppen eine Dauer
erscheinung werden sollte, weil die 
Einzelgruppe attraktive Argumente 
für die M itgliedswerbung benötigt.

Gerade in der Phase der gegen
wärtigen Hochspannung von Preis- 
und Lohnauftriebstendenzen muß 
besonderes Gewicht darauf gelegt 
werden, daß die legitimen, von den 
Gewerkschaften vertretenen Forde-

rungen auf das volkswirtschaftlich 
vertretbare Gesamtinteresse abge
stimmt werden, und daß jeder pro
pagandistische und attraktive Ein
schlag bei der Aufstellung von 
Lohnforderungen unterbleibt. (h)

M arktwirtsdiaftlidie Agrarpreise

D a s  Sozialklima einer Gesellschaft 
w ird von der Preishöhe einer be
stimmten Gruppe von Verbrauchs
gütern in besonderem Masse be
stimmt: dazu gehören die Mieten, 
eine Gruppe von V ersorgungsdien
sten, die Grundnahrungsmittel — 
also die Agrarpreise — und viel
leicht noch die Textilien. Die Stabil
haltung dieser Preisgruppen spielt 
deshalb für die Sozial-, Konjunk
tur-, Preis- und Lohnpolitik eine 
große Rolle. In allen Industrielän
dern tritt in Zeiten des konjunk
turellen Aufschwungs das Phäno
men der Preisschere — d. h. das 
Auseinanderklaffen von Industrie- 
und A grarpreisen — betont in Er
scheinung. Man fordert von der 
Landwirtschaft aus eine m arktge
rechte Preisbildung für landw irt
schaftliche Erzeugnisse, indem man 
auf die Preiserhöhung der landwirt
schaftlichen Produktionsmittel und 
der Arbeitslöhne hinweist. W ir 
müssen uns aber darüber klar sein, 
daß man in dem Augenblick, wo 
man Preisvergleiche mit der Kosten
höhe anstellt, vom Prinzip der klas
sischen M arktwirtschaft abweidit.

Zweifellos ist die Landwirtschaft 
ein Wirtschaftszweig, der den Prin
zipien der M arktwirtschaft nicht 
voll unterworfen werden kann. Und 
das nicht allein aus der Erwägung 
heraus, daß die Landwirtschaft von 
außerwirtschaftlichen Bedingungen 
abhängig ist und durch ihren Pro
duktionsrhythm us der Marktnach
frage nur mit „time lag“ ange
glichen werden kann, sondern in 
erster Linie aus der Erkenntnis 
heraus, daß die Landwirtschaft im 
nationalwirtschaftlichen Gefüge

einen unentbehrlichen Stabilitäts
faktor gegen alle weltwirtschaft
lichen Produktionsschwankungen 
darstellt. Sie w irkt aber auch be
völkerungspolitisch und soziolo
gisch als Ausgleichsmoment.

Diese Vorzugsstellung ist ihr 
jedodi nicht immer von Vorteil 
gewesen. Sie hat auch in den Zei
ten, wo sie dazu in der Lage 
war, lebensnotwendige Rationalisie
rungsmaßnahmen versäumt. Sie ist 
immer ein Protektionskind gewe
sen, und daraus hat die Landwirt
schaft selbst häufig unberechtigte 
Forderungen abgeleitet.

W enn wir heute aus konjunktur- 
und sozialpolitischen Gründen eine 
Erhöhung der Agrarpreise verm ei
den wollen, so bleibt zweifellos im 
gegenwärtigen Augenblick nur der 
Ausweg der Subventionen. Subven
tionen der Verbraucherpreise ste
hen aber im krassen Gegensatz 
zu unserem wirtschaftspolitischen 
Theorem. Nun soll man aber das 
Theorem nicht gar zu sehr über
schätzen! Die Agrarpreissubvention 
kann eine Ausweichmöglichkeit für 
die Übergangszeit bedeuten, in der 
die Durchrationalisierung der Land
wirtschaft mit begünstigten Investi
tionsm itteln erfolgen kann. Dazu 
ist aber eine öffentliche Investi
tionslenkung erforderlich. W enn 
man von landwirtschaftlicher Seite 
aus behauptet, daß es doch gleich
gültig sei, ob der Verbraucher 
höhere Preise bezahle oder durch 
Steuern Subventionsmittel zur Ver
fügung stelle, so stimmt das nicht 
ganz. Denn die Steuern w erden auch 
nicht sinken, wenn die Agrarpreise 
nicht subventioniert werden. (Ip)
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